
Geschäftsordnung des Aufsichtsrats der

voestalpine AG

Präambel

Der Aufsichtsrat hat in seiner Sitzung vom 24. September 2025 diese

Geschäftsordnung beschlossen; sie gilt daher ab diesem Tag.

Der Aufsichtsrat übt seine Tätigkeiten nach Maßgabe der Bestimmungen des

Aktiengesetzes, der Satzung der Gesellschaft und dieser Geschäftsordnung aus.

Zusätzlich gelten die Bestimmungen des Österreichischen Corporate Governance

Kodex (ÖCGK). Bestimmungen dieser Geschäftsordnung sind daher im Zweifel so

auszulegen, dass sie den Bestimmungen des Österreichischen Corporate

Governance Kodex entsprechen.

§ 1 Zusammensetzung

1.1. Der Aufsichtsrat unterbreitet der Hauptversammlung Vorschläge für Wahlen

in den Aufsichtsrat. Bevor Namen für diese Stellen genannt werden, legt der

Aufsichtsrat – sofern er dies für erforderlich erachtet – das konkrete

Anforderungsprofil für die zu besetzende Stelle im Aufsichtsrat fest. Dabei hat

er unter Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben für Cooling Off-

Perioden auf die aktuellen und künftigen Anforderungen der Gesellschaft und

des Marktes, auf die Leistungsprofile der sonstigen Aufsichtsratsmitglieder

(„Mitglieder“) und schließlich auf die Einpassung in das Gremium besonders

einzugehen.

1.2. Erachtet der Aufsichtsrat für die Besetzung eines Aufsichtsratsmandates die

Erstellung eines Anforderungsprofils für erforderlich, soll dieses mindestens ein



Jahr vor der betreffenden Hauptversammlung erstellt werden. Der

Nominierungsausschuss hat auf dieser Grundlage eine erste Sondierung

vorzunehmen; er ist – bei Bedarf – berechtigt, für die Sondierung und

Vorauswahl eine:n externe:n Sachverständige:n beizuziehen und

deren:dessen Empfehlungen als Grundlage der Entscheidung heranzuziehen.

1.3. Erstmals gewählte Personen werden in angemessener Weise auf

unternehmensbezogen-fachlicher und persönlicher Ebene in das Amt

eingeführt (Onboarding), zB im Rahmen von halb- oder ganztägigen

Klausuren sowie Betriebsbesichtigungen und der Vorstellung einzelner

Geschäftsbereiche während Aufsichtsratssitzungen.

§ 2 Die:der Vorsitzende des Aufsichtsrates

2.1. Sofern mindestens vier Kapitalvertreter:innen neu oder wieder in den

Aufsichtsrat gewählt wurden, wählt der Aufsichtsrat unverzüglich unter dem

Vorsitz des an Lebensjahren ältesten Mitglieds eine:n Vorsitzende:n des

Aufsichtsrates („Vorsitzende:r“) und eine:n oder zwei Stellvertreter:innen

der:des Vorsitzenden. Werden zwei Stellvertreter:innen gewählt, ist die

Reihenfolge als erste:r oder zweite:r Stellvertreter:in festzulegen. Klargestellt

wird, dass der:dem Vorsitzführenden für diese Wahl kein Dirimierungsrecht

gemäß § 5 Abs. 2 zusteht.

2.2. Erhält bei einer Wahl niemand die absolute Mehrheit, so erfolgt eine Stichwahl

zwischen den Personen, die die meisten Stimmen erhalten.

2.3. Scheidet die:der Vorsitzende aus ihrem:seinem Amt aus, hat der Aufsichtsrat

unverzüglich unter Leitung der Stellvertreterin bzw. des Stellvertreters eine

Neuwahl der:des Vorsitzenden vorzunehmen. Scheiden im Laufe einer

Funktionsperiode beide gewählten Stellvertreter:innen aus ihrem Amt oder

die:der einzige gewählte Stellvertreter:in aus ihrem:seinem Amt aus, hat der



Aufsichtsrat spätestens in seiner nächstfolgenden Sitzung eine Neuwahl

wenigstens einer Stellvertreterin bzw. eines Stellvertreters vorzunehmen.

Scheidet im Laufe einer Funktionsperiode eine:r von zwei gewählten

Stellvertreter:innen aus ihrem:seinem Amt aus, kann der Aufsichtsrat eine

Neuwahl einer Stellvertreterin bzw. eines Stellvertreters vornehmen.

2.4. Die Wiederwahl als Vorsitzende:r oder als Stellvertreter:in ist zulässig.

2.5. Die Stellvertreter:innen der:des Vorsitzenden haben, wenn sie in Vertretung

der:des Vorsitzenden handeln, die gleichen Rechte und Pflichten wie diese:r.

2.6. Die:der Vorsitzende bereitet die Aufsichtsratssitzungen vor. Sie:er hält

insbesondere mit der:dem Vorstandsvorsitzenden regelmäßig Kontakt und

diskutiert mit ihr:ihm die Geschäftsentwicklung, Risikolage, Strategie und das

Risikomanagement des Unternehmens und sonstige aufsichtsrelevante

Themen. Die Tagesordnung ist von der:dem Vorsitzenden nach Konsultation

des Vorstands bzw. der Ausschussvorsitzenden eines Ausschusses

festzulegen; dabei ist auf Anträge von Mitgliedern Bedacht zu nehmen.

2.7. Die:der Vorsitzende leitet die Sitzung. In begründeten Fällen kann sie:er die

Abfolge der einzelnen Punkte der Tagesordnung ändern. Wird die

Aufsichtsratssitzung von Mitgliedern oder vom Vorstand einberufen, ist die

angegebene Abfolge der Punkte der Tagesordnung beizubehalten.

2.8. Im Rahmen der Sitzungsleitung ordnet die:der Vorsitzende die Fragen und

Diskussionsbeiträge und erteilt das Wort. Bei Bedarf kann die:der Vorsitzende

das Wort entziehen und sonstige Ordnungsmaßnahmen ergreifen, die für den

ordnungsgemäßen Ablauf der Sitzung erforderlich sind, etwa anordnen, dass

Mobiltelefone, Tablets oder ähnliche Geräte nicht verwendet bzw. diese für

die Dauer der Sitzung abzugeben sind, oder Unterlagen, die nur zur Einsicht

während der Sitzung zur Verfügung gestellt werden, wieder rückzustellen sind.



2.9. Die:der Vorsitzende hat die in § 19 geregelte und in Anhang 1 ausgeführte

Politik des Umgangs mit Interessenkonflikten (Richtlinie Interessenkonflikte) zu

überwachen. Sie:er ist dazu berechtigt, erste Vorbereitungsschritte für

Untersuchungen zu veranlassen.

§ 3 Vertretungsbefugnis des Aufsichtsrats

3.1. Soweit der Aufsichtsrat befugt ist, für die Gesellschaft Willenserklärungen

abzugeben und sie zu vertreten, übt das Vertretungsrecht die:der

Vorsitzende, im Falle ihrer:seiner Verhinderung die Stellvertreter:innen in der

gewählten Reihenfolge, im Namen des Aufsichtsrates aus. Scheidet die:der

Vorsitzende aus ihrem:seinem Amt aus, hat sie:er ihre:seine Unterlagen, die

zur Fortsetzung der Geschäfte notwendig und nicht bei der Gesellschaft

verfügbar sind, ihrer:ihrem bzw. seiner:seinem Nachfolger:in auszuhändigen.

Gleiches gilt für den Verhinderungsfall der:des Vorsitzenden gegenüber

ihrer:ihrem bzw. seiner:seinem Stellvertreter:in.

3.2. Den Anstellungsvertrag mit einem Vorstandsmitglied und damit in

Zusammenhang stehende Vereinbarungen sowie den Engagement Letter mit

der:dem Abschlussprüfer:in und der:dem Prüfer:in der

Nachhaltigkeitsberichterstattung hat die:der Vorsitzende im Namen des

Aufsichtsrats zu unterfertigen.

3.3. Soweit der Aufsichtsrat zuständig ist, hat die:der Vorsitzende in Abstimmung

mit der:dem Vorstandsvorsitzenden im Namen des Aufsichtsrats die Position

der Gesellschaft gegenüber Investor:innen unter Einhaltung der aktien- und

börsenrechtlichen Bestimmungen zu kommunizieren (Investor:innendialog).

§ 4 Einberufung der Aufsichtsratssitzung

4.1. Die:der Vorsitzende beruft die Sitzungen des Aufsichtsrats so oft es die

Interessen der Gesellschaft erfordern, mindestens aber viermal im Jahr, in der



Textform gemäß § 13 Abs. 2 AktG, somit durch einfachen Text mit oder ohne

Unterschrift unter Angabe des Ortes, des Datums, der Zeit und der

Tagesordnung einschließlich der Beschlussanträge und der dazugehörigen

Entscheidungsunterlagen per Post oder E-Mail oder unter Heranziehung eines

cloudbasierten Dokumentenmanagementsystems oder des

gesellschaftsinternen Intranets, somit des elektronischen Sharepoints, ein.

Jedes Mitglied hat der Gesellschaft seine postalische und elektronische

Zustelladresse bekanntzugeben; maßgeblich sind die zuletzt

bekanntgegebenen Zustelldaten.

4.2. Wird einem von mindestens zwei Mitgliedern oder vom Vorstand unter

Angabe des Zweckes und der Gründe schriftlich gestellten Antrag auf

Einberufung des Aufsichtsrats von der:dem Vorsitzenden nicht innerhalb von

vierzehn Tagen entsprochen, können die Antragsteller:innen den Aufsichtsrat

unter Mitteilung des Sachverhalts und Beifügung allfälliger Unterlagen selbst

einberufen.

4.3. Die Einladungen und die Sitzungsunterlagen zu Anträgen des Vorstands sind

tunlichst 14 Tage vor einer Sitzung, der Konzern- und Jahresabschluss eine

Woche vor einer Sitzung zu übermitteln.

4.4. Der Sitzungskalender für ordentliche Sitzungen wird jährlich im Vorhinein

festgelegt.

§ 5 Beschlussfähigkeit und Beschlussfassung

5.1. Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder ordnungsgemäß

eingeladen wurden und mindestens die Hälfte der Mitglieder anwesend ist,

darunter die:der Vorsitzende oder ihr:e bzw. (s)ein:e Stellvertreter:in.

5.2. Beschlüsse werden – soweit gesetzlich nichts Anderes vorgesehen ist – mit

einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Bei



Stimmengleichheit gibt die Stimme der:des Vorsitzenden – auch bei Wahlen

(ausgenommen gemäß Punkt 2.1.) – den Ausschlag. Bei Beschlussfassung

über den Vorschlag für Wahlen in den Aufsichtsrat sowie über den Vorsitz und

dessen Stellvertretung ist jedes Mitglied auch in eigener Sache

stimmberechtigt.

5.3. Über einen Verhandlungsgegenstand, der nicht auf der Tagesordnung steht,

kann der Aufsichtsrat nur dann einen Beschluss fassen, wenn die:der

Vorsitzende dieser Beschlussfassung zustimmt und wenn alle Mitglieder

anwesend oder vertreten sind. Für den Fall, dass ein Mitglied weder anwesend

noch vertreten ist und auch weder über Video- noch Telefonzuschaltung

erreicht werden kann, ist der Beschluss erst mit der gesonderten Zustimmung

des Mitglieds zur Beschlussfassung wirksam.

5.4. Die Art der Abstimmung bestimmt die:der Vorsitzende, wenn der Aufsichtsrat

nicht eine andere Art der Abstimmung festlegt.

§ 6 Teilnahme und Vertretung in der Sitzung

6.1. Die Vorstandsmitglieder nehmen an den Sitzungen des Aufsichtsrats und

seiner Ausschüsse mit beratender Stimme teil, wenn die:der Vorsitzende bzw.

die:der Ausschussvorsitzende nichts Anderes anordnet.

6.2. Die:der Vorsitzende kann Mitglieder von der Teilnahme an Sitzungen und vom

Erhalt von Sitzungsunterlagen ausschließen, sofern ein Interessenkonflikt (vgl

§ 19 und Anhang 1) oder der dringende Verdacht besteht, dass

Informationen weitergegeben oder zum Schaden der Gesellschaft verwertet

werden.

6.3. Personen, die weder dem Aufsichtsrat noch dem Vorstand angehören, dürfen

an den Sitzungen des Aufsichtsrats nicht teilnehmen. Sachverständige und

Auskunftspersonen können nach der Entscheidung der:des Vorsitzenden zur



Beratung über einzelne Gegenstände zugezogen werden, wenn der

Aufsichtsrat nicht etwas Anderes beschließt. Wenn der Aufsichtsrat eine

solche Beiziehung beschließt, ist ein Vorschlag der:des Vorsitzenden nicht

erforderlich. Die:der Vorsitzende ist berechtigt zu ihrer:seiner Unterstützung

Assistenz zur Sitzung beizuziehen (zB zur Protokollführung oder technischen

Unterstützung).

6.4. Ein verhindertes Mitglied kann ein anderes Mitglied schriftlich oder in Textform

gemäß § 13 AktG mit der Vertretung für eine einzelne Sitzung des

Aufsichtsrats betrauen. Das vertretene Mitglied ist bei der Feststellung der

Beschlussfähigkeit des Aufsichtsrates nicht mitzuzählen.

6.5. Das Recht, den Vorsitz zu führen, kann nicht übertragen werden.

§ 7 Virtuelle Versammlung

Die:der Vorsitzende ist berechtigt, eine Aufsichtsratssitzung auch in Form einer

virtuellen Versammlung einzuberufen. Jedes Mitglied muss an der Versammlung von

jedem Ort aus mittels einer akustischen und optischen Zweiweg-Verbindung in

Echtzeit teilnehmen können (Videokonferenz). Für die Einberufung, für

Abstimmungen und für die Protokollierung gelten die gleichen Regelungen wie für

die Sitzung unter Anwesenden. Eine virtuelle Versammlung ist einer Sitzung (§ 4)

gleichzusetzen.

Die:der Vorsitzende hat eine Aufsichtsratssitzung in Form einer virtuellen

Versammlung einzuberufen, wenn die Mehrheit der Mitglieder dies verlangt.

§ 8 Rundlaufverfahren

8.1. Beschlüsse können auf Vorschlag der:des Vorsitzenden auch schriftlich, per

Telefon, per Telefax oder per E-Mail gefasst werden.



8.2 Ein Beschluss im Rundlaufverfahren kommt zustande, wenn alle Mitglieder

ordnungsgemäß zur Stimmabgabe eingeladen wurden, innerhalb von drei

Tagen ab Erhalt der Einladung zur Beschlussfassung kein Widerspruch eines

Mitglieds gegen die Beschlussfassung im Rundlaufverfahren bei der:dem

Vorsitzenden einlangt und mindestens die Hälfte der Mitglieder, darunter

die:der Vorsitzende oder ein:e Stellvertreter:in, ihre Stimme gegenüber der

Gesellschaft, vertreten durch die:den Vorsitzende:n, abgeben.

8.3. Die:der Vorsitzende teilt den anderen Mitgliedern das Ergebnis der

Beschlussfassung unmittelbar nach Zustandekommen mit. Sie:er hat zudem

dafür zu sorgen, dass die Bezeichnung und das Datum des

Zustandekommens solcher Beschlussfassungen im Protokoll der nächsten

Sitzung angeführt werden.

8.4. Die Vertretung durch andere Mitglieder ist im Rundlaufverfahren nicht

zulässig.

8.5. Die Stimmabgabe hat innerhalb von drei Tagen nach Erhalt der Unterlagen

oder einer anderen von der:dem Vorsitzenden in der Einladung bestimmten

Frist zu erfolgen. Maßgeblich ist der Zeitpunkt der Absendung der

Stimmabgabe.

8.6. Liegt ein Widerspruch gegen das Verfahren des Punktes 8.2. vor oder kommt

kein gültiger Beschluss im Rundlaufverfahren zustande, so hat die:der

Vorsitzende oder im Verhinderungsfall die:der Stellvertreter:in der:des

Vorsitzenden unverzüglich eine Aufsichtsratssitzung einzuberufen und den

entsprechenden Beschlussvorschlag in dieser Aufsichtsratssitzung zur

Abstimmung zu bringen.



§ 9 Protokoll

9.1. Über die Sitzungen des Aufsichtsrats ist ein Protokoll anzufertigen.

9.2. Das Protokoll ist von der:dem Vorsitzenden zu unterzeichnen.

9.3. Das Protokoll hat die Namen der Anwesenden, die Tagesordnung, die

gefassten Beschlüsse sowie den wesentlichen Verlauf der Diskussion zu

enthalten.

9.4. Dieses Protokoll ist jedem Mitglied mit den Unterlagen für die nächste

ordentliche Aufsichtsratssitzung zu übermitteln.

9.5. In der darauffolgenden ordentlichen Sitzung des Aufsichtsrats ist für die

Genehmigung der Niederschrift ein Tagesordnungspunkt vorzusehen.

9.6. Auf Verlangen eines Mitglieds ist seine vom gefassten Beschluss abweichende

Auffassung im Protokoll festzuhalten. Das Mitglied hat eine abweichende

Auffassung selbst (gegebenenfalls schriftlich als Anlage zum Protokoll) zu

formulieren.

9.7. Jedes Mitglied hat die ihm übermittelten Aufsichtsratsprotokolle und

Unterlagen sorgfaltsgemäß und unter Wahrung der Vertraulichkeit

aufzubewahren. Bei Ausscheiden aus dem Aufsichtsrat besteht die

Verpflichtung zur sorgfaltsgemäßen Aufbewahrung fort. Das ausgeschiedene

Mitglied ist auf Verlangen der:des Vorsitzenden verpflichtet, die

Aufsichtsratsprotokolle und Unterlagen an die Gesellschaft zu Handen

der:des Vorsitzenden zum Zweck der Vernichtung zurückzustellen sowie bei

elektronisch übermittelten Unterlagen die unwiderrufliche Löschung dieser

Daten zu bestätigen.

9.8. Die Gesellschaft bewahrt die Protokolle des Aufsichtsrats in geschlossener

Reihe unter der Verantwortlichkeit der:des Vorsitzenden auf.



§ 10 Personalkompetenz des Aufsichtsrats gegenüber dem Vorstand

10.1. Für die Bestellung des Vorstandes hat der Aufsichtsrat ein Anforderungsprofil

zu definieren und darauf bezogen die Vorstandsmitglieder auf der Grundlage

eines definierten Besetzungsverfahrens zu bestellen; darüber hinaus hat der

Aufsichtsrat auf eine Nachfolgeplanung Bedacht zu nehmen (siehe

Anhang 2).

10.2. Erstmals bestellte Vorstandsmitglieder werden in angemessener Weise auf

persönlicher und im Falle von Personen, die zuvor nicht dem voestalpine

Konzern angehört haben, auch auf unternehmensbezogen-fachlicher Ebene

in das Amt eingeführt (Onboarding), zB im Rahmen von Vorstandsklausuren

sowie Betriebsbesichtigungen.

10.3. Der Anstellungsvertrag darf nicht vor Bestellung des Vorstandsmitglieds

unterfertigt werden. Den Mitgliedern des Aufsichtsrats sind vor Bestellung

einer Person als Vorstandsmitglied die Struktur und die Höhe des Gehalts

(fix/variabel) sowie eine Zusammenfassung einer allfällig extern eingeholten

Beurteilung zur Kenntnis zu bringen.

10.4. Die Übernahme eines Aufsichtsratsmandates durch ein Vorstandsmitglied in

Unternehmen, die mit einem gemäß Börsegesetz meldepflichtigen Anteil an

der voestalpine AG beteiligt sind, wird nicht genehmigt, es sei denn die

voestalpine AG ist an diesem Unternehmen unternehmerisch beteiligt (§ 189a

Ziffer 2 UGB).

10.5. Der Aufsichtsrat beschließt auf Vorschlag des Vergütungsausschusses

zumindest alle vier Jahre oder bei der Notwendigkeit einer Änderung die

Vergütungspolitik für den Vorstand der Gesellschaft.



§ 11 Aufgaben des Aufsichtsrats

11.1. Der Aufsichtsrat hat den Vorstand zu beraten, zu unterstützen und zu

überwachen.

11.2. Zu diesem Zweck hat er Berichte entgegenzunehmen, zu verlangen oder zu

erstatten, sowie Diskussionen und Beratungen mit dem Vorstand zu führen

und Empfehlungen oder Stellungnahmen abzugeben.

§ 12 Berichte

12.1. Maßgebliche Grundlage der Tätigkeit des Aufsichtsrats sind Berichte des

Vorstands an den Aufsichtsrat, die der Vorstand an den Aufsichtsrat von sich

aus erstattet oder die der Aufsichtsrat, die:der Vorsitzende oder ein Mitglied

(gegebenenfalls mit der Unterstützung eines anderen) verlangt.

12.2. Der Vorstand hat seine Berichtspflicht erfüllt, sobald er den Bericht an die:den

Vorsitzende:n übermittelt hat. Die:der Vorsitzende entscheidet, ob sie:er die

Berichte an die Mitglieder schriftlich weiterleitet oder in der nächsten Sitzung

auflegt.

12.3. Die:der Vorsitzende ist berechtigt, gegenüber einzelnen Mitgliedern Berichte

oder Informationen aus den Berichten zurückzuhalten, sofern ein

Interessenkonflikt (vgl. § 19 und Anhang 1) oder der begründete Verdacht

besteht, dass Informationen weitergegeben oder zum Schaden der

Gesellschaft verwertet werden. Die:der Vorsitzende hat diesfalls unverzüglich

einen Beschluss der übrigen Mitglieder über die Zurückhaltung einzuholen.

12.4. Der Aufsichtsrat, die:der Vorsitzende oder ein vom Aufsichtsrat beauftragtes

Mitglied ist berechtigt, tunlichst in Abstimmung mit dem Vorstand, auch mit

Mitarbeiter:innen des Unternehmens zu sprechen. Besteht der Verdacht, dass



der Vorstand dem Aufsichtsrat nicht alle erforderlichen Informationen erteilt,

ist der Aufsichtsrat, die:der Vorsitzende oder ein vom Aufsichtsrat

beauftragtes Mitglied auch ohne Abstimmung mit dem Vorstand berechtigt,

mit Mitarbeiter:innen des Unternehmens zu sprechen. Die sonstigen

Mitglieder sind ohne vorherige Zustimmung der:des Vorsitzenden, oder des

Vorstands oder des Aufsichtsrates dazu nicht berechtigt.

§ 13 Zusammenarbeit mit der:dem Abschlussprüfer:in und der:dem

Prüfer:in der Nachhaltigkeitsberichterstattung

13.1. Den Sitzungen, die sich mit der Feststellung des Jahresabschlusses und deren

Vorbereitung sowie mit der Prüfung des Jahresabschlusses

(Konzernabschlusses) beschäftigen, ist die:der Abschlussprüfer:in

(Konzernabschlussprüfer:in) zuzuziehen. Im Rahmen dieser Sitzung hat es die

Gelegenheit zu geben, dass ein Austausch zwischen den Mitgliedern und

der:dem Abschlussprüfer:in ohne Beisein des Vorstands stattfinden kann.

13.2. Den Sitzungen, die sich mit der Vorbereitung der Prüfung des

Nachhaltigkeitsberichts beschäftigen, sind die:der Prüfer:in der

Nachhaltigkeitsberichterstattung zuzuziehen. Im Rahmen dieser Sitzung hat

es die Gelegenheit zu geben, dass ein Austausch zwischen den Mitgliedern

und der:dem Prüfer:in der Nachhaltigkeitsberichterstattung ohne Beisein des

Vorstands stattfinden kann.

13.3. Die:der Abschlussprüfer:in bzw. die:der Prüfer:in der

Nachhaltigkeitsberichterstattung haben die Prüfungsberichte (§ 273 Abs. 4

UGB) jedem Mitglied zu übermitteln. Sonstige Berichte und Unterlagen hat

die:der Abschlussprüfer:in entweder jedem Mitglied oder der:dem

Vorsitzenden zu übermitteln, die diese:r entsprechend § 12 an die Mitglieder

(§ 12 Abs. 2 und § 12 Abs. 3) weiterzuleiten hat.



13.4. Die Mitglieder sind berechtigt, in den Sitzungen, in denen die:der

Abschlussprüfer:in oder die:der Prüfer:in der

Nachhaltigkeitsberichterstattung anwesend ist, unmittelbar an diese Fragen

zu richten. Außerhalb von Sitzungen sind die Fragen an die:den Vorsitzende:n

zu übermitteln, damit diese:r die Frage an die:den Abschlussprüfer:in bzw

die:den Prüfer:in der Nachhaltigkeitsberichterstattung richtet. Die:der

Abschlussprüfer:in bzw die:der Prüfer:in der Nachhaltigkeitsberichterstattung

hat die Beantwortung dieser Frage ebenfalls an die:den Vorsitzende:n zu

richten, damit diese:r sie wieder an die Mitglieder (§ 12 Abs. 2 und § 12 Abs. 3)

weiterleitet.

§ 14 Ausschüsse des Aufsichtsrats

14.1. Im Aufsichtsrat bestehen zumindest folgende Ausschüsse:

- Präsidialausschuss, der auch Nominierungsausschuss ist

- Prüfungsausschuss

- Vergütungsausschuss

14.2. Der Aufsichtsrat wählt im Anschluss an jede ordentliche Hauptversammlung,

in der ein neues oder mehrere neue Mitglieder in den Aufsichtsrat gewählt

wurden, die Mitglieder der Ausschüsse, soweit sie nicht gemäß dieser

Geschäftsordnung bereits feststehen. Der Aufsichtsrat ist ferner berechtigt, für

bestimmte Vorhaben und Themenbereiche spezifische Ausschüsse dauernd

oder vorübergehend einzurichten und dafür aus seiner Mitte die Mitglieder zu

wählen (zB Arbeitsausschuss oder Projektausschuss).

14.3. Den Ausschüssen können Befugnisse des Aufsichtsrats zur Vorbereitung und

zur Entscheidung von Angelegenheiten übertragen werden. Sofern eine

Kompetenz für die Entscheidung nicht ausdrücklich übertragen wird, hat ein

Ausschuss nur die Befugnis, Vorbereitungen zu treffen und Vorschläge an den

Aufsichtsrat zu erstatten.



14.4.  Folgende Angelegenheiten dürfen einem Ausschuss nicht zur Entscheidung

übertragen werden:

- Bestellung, Abberufung und Suspendierung eines Vorstandsmitglieds;

- Zustimmung zu Angelegenheiten gemäß § 95a AktG (Wesentliche

Geschäfte mit nahestehenden Personen).

14.5.  Bei der Wahl der Ausschussmitglieder hat der Aufsichtsrat zugleich eine:n

Vorsitzende:n des Ausschusses zu bestimmen. Dabei ist darauf zu achten,

dass nicht die gleiche Person zur:zum Vorsitzenden in allen Ausschüssen

bestimmt wird. Das Recht, den Vorsitz zu führen, kann nicht übertragen

werden. Die:der Vorsitzende eines Ausschusses berichtet grundsätzlich zu

Beginn jeder Aufsichtsratssitzung an den Aufsichtsrat über die Arbeit des

Ausschusses. Die:der Vorsitzende des Aufsichtsrats bestimmt, ob diese

Berichterstattung mit oder ohne Anwesenheit der Mitglieder des Vorstands

stattfindet.

14.6. Die Arbeitnehmervertreter:innen im Aufsichtsrat haben das Recht, für

Ausschüsse des Aufsichtsrats Mitglieder nach dem in § 110 Abs. 1 ArbVG

festgelegten Verhältnis zu entsenden. Dies gilt nicht für Angelegenheiten

gemäß § 15 Abs. 2 und 3.

14.7. Die:der Vorsitzende des Aufsichtsrats kann Mitglieder und

Ausschussmitglieder von der Teilnahme an Sitzungen und vom Erhalt von

Sitzungsunterlagen ausschließen, sofern ein Interessenkonflikt (vgl § 19 und

Anhang 1) oder der begründete Verdacht besteht, dass Informationen

weitergegeben oder zum Schaden der Gesellschaft verwertet werden.

14.8. Den Vorsitz in einem Ausschuss führt die:der Ausschussvorsitzende, im Falle

ihrer:seiner Verhinderung, sofern vorhanden, ihr:e bzw. sein:e Stellvertreter:in.



14.9. Die Einberufung eines Ausschusses muss auf Antrag eines seiner Mitglieder

oder des Vorstands unverzüglich erfolgen.

14.10. Ein Ausschuss ist beschlussfähig, wenn mindestens zwei Drittel seiner

Mitglieder, darunter die:der Ausschussvorsitzende oder ihr:e bzw. sein:e

Stellvertreter:in, anwesend sind.

14.11. Hat ein dem Ausschuss nicht angehörendes Mitglied eine Frage an den

Ausschuss, so hat es diese Frage an die:den Ausschussvorsitzende:n zu

richten. Nur die:der Ausschussvorsitzende beantwortet die Fragen der

Mitglieder, die nicht dem Ausschuss angehören.

14.12. Soweit in dieser Geschäftsordnung nicht anders angeordnet, gelten für die

Tätigkeit der Ausschüsse und seiner Mitglieder sinngemäß die in dieser

Geschäftsordnung für das Plenum des Aufsichtsrats aufgestellten

Regelungen.

§ 15 Präsidialausschuss, Nominierungsausschuss

15.1. Dem Präsidialausschuss (= Nominierungsausschuss) gehören die:der

Vorsitzende und ihr:e oder sein:e Stellvertreter:innen an. Dem

Präsidialausschuss gehören auch ein bis zwei von den Mitgliedern des

Betriebsrats entsprechend dem Verhältnis gemäß § 110 Abs. 1 ArbVG

namhaft zu machende Mitglieder an, nicht hingegen bei den

Angelegenheiten gemäß § 15 Abs. 2 und 3.

15.2. Der Präsidialausschuss ist in Angelegenheiten, die die Beziehungen der

Gesellschaft und Mitglieder des Vorstands betreffen, bei Anwesenheit der:des

Vorsitzenden und einer Stellvertreterin bzw. eines Stellvertreters

beschlussfähig.



15.3. Der Präsidialausschuss ist mit Entscheidungskompetenz zuständig für

Abschluss, Änderung und Auflösung der Anstellungsverträge mit den

Vorstandsmitgliedern und für die Gewährung von Remunerationen sowie für

alle Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Abwicklung von

Aktienoptionen für Vorstandsmitglieder (siehe Anhang 2).

15.4. Der Präsidialausschuss bereitet entsprechend § 1 Abs. 2. Vorschläge an die

Hauptversammlung für Wahlen in den Aufsichtsrat vor. Zudem unterbreitet er

dem Aufsichtsrat Vorschläge zur Besetzung von Mitgliedern des Vorstandes

(siehe Anhang 2).

15.5. Der Aufsichtsrat kann dem Präsidialausschuss von Fall zu Fall auch andere

Aufgaben und Maßnahmen mit Vorbereitungs- oder Entscheidungsbefugnis

übertragen.

15.6. Der Aufsichtsrat überträgt dem Präsidialausschuss das Recht, in dringenden

Fällen auch in allen anderen Angelegenheiten des Aufsichtsrates

unverzüglich eine Entscheidung zu treffen. Ob ein dringender Fall vorliegt,

entscheidet die:der Vorsitzende. Die:der Vorsitzende des

Präsidialausschusses hat dem Aufsichtsrat unverzüglich über derart gefasste

Beschlüsse zu berichten.

§ 16 Prüfungsausschuss

16.1. Dem Prüfungsausschuss obliegen die Aufgaben gemäß § 92 Abs. 4a AktG

sowie Regel 40 ÖCGK, das sind insbesondere folgende Aufgaben:

- Überwachung des Rechnungslegungsprozesses und des Prozesses der

Nachhaltigkeitsberichterstattung,

- Überwachung der Unabhängigkeit und Tätigkeit der Abschlussprüferin

bzw. des Abschlussprüfers, der Konzernabschlussprüferin bzw. des



Konzernabschlussprüfers und der Prüferin bzw. des Prüfers der

Nachhaltigkeitsberichterstattung,

- Prüfung und Vorbereitung der Feststellung des Jahresabschlusses

(Konzernabschluss), der Nachhaltigkeitsberichterstattung des

Vorschlags für die Gewinnverteilung, des Lageberichts und des

Corporate Governance Berichts; Überwachung der

Konzernrechnungslegung,

- Erstellung eines Vorschlags für die Auswahl der Abschlussprüferin bzw.

des Abschlussprüfers und der Prüferin bzw. des Prüfers der

Nachhaltigkeitsberichterstattung,

- Überwachung der Wirksamkeit des unternehmensweiten internen

Kontrollsystems, des internen Revisionssystems und des

Risikomanagementsystems auch soweit die

Nachhaltigkeitsberichterstattung betroffen ist;

- Zustimmung zu Nicht-Prüfungsleistungen, wobei der

Prüfungsausschuss für die einzelnen Leistungen jeweils einen

Höchstrahmen festzulegen und der:m Abschlussprüfer:in bzw der:m

Prüfer:in der Nachhaltigkeitsberichterstattung die Zustimmung

nachzuweisen hat.

16.2. Die:der Aufsichtsratsvorsitzende ist nicht gleichzeitig Ausschussvorsitzende:r

des Prüfungsausschusses.

16.3. Die:der Ausschussvorsitzende des Prüfungsausschusses hat der:dem

Vorsitzenden des Aufsichtsrats über das Ergebnis der Abschlussprüfung und

der Prüfung der Nachhaltigkeitsberichterstattung zu berichten und

darzulegen, wie die Abschlussprüfung und Prüfung der

Nachhaltigkeitsberichterstattung zur Zuverlässigkeit der

Finanzberichterstattung und der Nachhaltigkeitsberichterstattung

beigetragen hat sowie über die Rolle des Prüfungsausschusses dabei. Die:der

Vorsitzende hat den Bericht entsprechend § 12 den Mitgliedern



weiterzuleiten, sofern der Bericht nicht ohnedies im Rahmen einer Sitzung des

Aufsichtsrates erfolgt.

16.4. Dem Prüfungsausschuss ist von der:dem Leiter:in der internen Revision

regelmäßig über den Revisionsplan, dessen Umsetzung und über wichtige

Ergebnisse zu berichten.

16.5. Vor Erstattung des Vorschlags für die Wahl der Abschlussprüferin bzw. des

Abschlussprüfers hat jede:r Abschlussprüfer:in bzw jede:r Prüfer:in der

Nachhaltigkeitsberichterstattung ihre:seine Befugnis zur Prüfung einer

Aktiengesellschaft sowie das Nichtvorliegen von Ausschlussgründen

schriftlich zu bestätigen und eine nach Leistungskategorien gegliederte

Aufstellung über die für das vorangegangene Geschäftsjahr von der

Gesellschaft erhaltenen Gesamteinnahmen vorzulegen und über ihre:seine

Einbeziehung in ein Qualitätssicherungssystem zu berichten sowie alle

Umstände darzulegen, die die Besorgnis einer Befangenheit begründen

könnten. Der Prüfungsausschuss und der Aufsichtsrat schlagen der

Hauptversammlung im Falle einer Neubestellung einer Abschlussprüferin

oder eines Abschlussprüfers bzw einer Prüferin oder eines Prüfers der

Nachhaltigkeitsberichterstattung einen oder mehrere und nur solche

Abschlussprüfer:innen bzw Prüfer:innen der Nachhaltigkeitsberichterstattung

zur Wahl vor, die über eine aufrechte Bescheinigung gemäß dem gesetzlichen

Qualitätssicherungssystem verfügen. Die:der Abschlussprüfer:in und Prüfer:in

der Nachhaltigkeitsberichterstattung können ident sein.

16.6. Die:der Ausschussvorsitzende des Prüfungsausschusses hat die:den

Abschlussprüfer:in unter anderem zu fragen, ob sie:er beim Lesen der von

Vorstand und Aufsichtsrat abgegebenen Erklärungen zur Corporate

Governance wesentliche Unstimmigkeiten zum Jahresabschluss oder zu den

bei der Abschlussprüfung erlangten Kenntnissen festgestellt hat.



§ 17 Vergütungsausschuss

17.1. Der Vergütungsausschuss besteht aus mindestens 2 Kapitalvertreter:innen,

darunter die:der Vorsitzende (siehe Regel 43 ÖCGK).

17.2. Der Vergütungsausschuss erarbeitet einen Vorschlag für die

Vergütungspolitik (§ 10 Abs. 5). Nimmt der Vergütungsausschuss eine:n

Berater:in in Anspruch, ist sicherzustellen, dass diese:r nicht gleichzeitig die

Vorstandsmitglieder berät. Sie:er überwacht die Einhaltung der

Vergütungspolitik im Anstellungsvertrag.

17.3. Die:der Vorsitzende informiert die Hauptversammlung einmal jährlich über

die Grundsätze der Vergütungspolitik.

§ 18 Allgemeine Pflichten der Mitglieder des Aufsichtsrats

18.1 Die Mitglieder sind zur Teilnahme an jeder Aufsichtsratssitzung verpflichtet.

Falls ein Mitglied in einem Geschäftsjahr an mehr als der Hälfte der Sitzungen

des Aufsichtsrats nicht teilnimmt, ist dies in den Corporate Governance Bericht

aufzunehmen.

18.2 Die Mitglieder sind in der Kapitalmarkt Compliance-Richtlinie der Gesellschaft

als ständiger Vertraulichkeitsbereich erfasst. Die Mitglieder unterstellen sich

dieser Richtlinie durch Unterfertigung einer entsprechenden Bestätigung.

§ 19 Interessenkonflikte

19.1. Die Mitglieder dürfen bei ihren Entscheidungen keine eigenen Interessen oder

die ihnen nahe stehender Personen oder nahe stehender Unternehmen

verfolgen, die im Widerspruch zu den Interessen des Unternehmens stehen,

oder Geschäftschancen, die dem Unternehmen zustehen, an sich ziehen oder

Dritten zuführen.



19.2. Jedes Mitglied ist verpflichtet, der:dem Vorsitzenden in Vertretung der

Gesellschaft darüber zu informieren, wenn es Organfunktionen in anderen in-

oder ausländischen Gesellschaften wahrnimmt, um das Bestehen von

Interessenkonflikten prüfen zu können.

19.3. Jedes Mitglied ist verpflichtet, der:dem Vorsitzenden einen Interessenkonflikt

unverzüglich offenzulegen. Die:der Vorsitzende unterliegt der

Offenlegungspflicht gegenüber ihrer:ihrem bzw. (s)einer:m Stellvertreter:in.

19.4. Der Abschluss von Verträgen mit Mitgliedern, durch die sich diese außerhalb

ihrer Tätigkeit im Aufsichtsrat gegenüber der Gesellschaft oder eines

Tochterunternehmens (§ 189 UGB) zu einer Leistung gegen nicht bloß

geringfügiges Entgelt verpflichten, bedarf der Zustimmung des Aufsichtsrats.

Dies gilt auch für Verträge mit Unternehmen, an denen ein Mitglied ein

erhebliches wirtschaftliches Interesse in dem Sinne hat, dass an diesem

Unternehmen eine Beteiligung von mehr als 25% gehalten wird oder der

Abschluss eines Vertrages im Falle einer Organfunktion des Mitglieds oder der

Lebenspartnerin bzw. des Lebenspartners des Mitglieds in diesem

Unternehmen eine Auswirkung auf die Vergütung hat. Gegenstand und

Entgelt derartiger Verträge werden im Geschäftsbericht veröffentlicht. Die

Zustimmungspflicht gilt ferner auch für Verträge, die die Gesellschaft mit

einer:einem Ehe- oder Lebenspartner:in eines Mitglieds oder einem

Unternehmen, an denen die:der Ehe- oder Lebenspartner:in ein erhebliches

wirtschaftliches Interesse (siehe oben) hat, schließt.

19.5. Für die Konkretisierung des Umgangs mit Interessenkonflikten gilt die in

Anhang 1 angefügte Politik des Umgangs mit Interessenkonflikten (Richtlinie

Interessenkonflikte).



§ 20 Verschwiegenheitspflicht

20.1. Jedes Mitglied hat über die Beratungen des Aufsichtsrats und über alle in

seiner Eigenschaft als Mitglied zur Kenntnis gelangenden Angelegenheiten

der Gesellschaft und aller mit ihr verbundenen Unternehmen nach außen hin

strengste Verschwiegenheit zu wahren.

20.2. Die Verpflichtung zur Verschwiegenheit endet mit dem Ausscheiden aus dem

Aufsichtsrat nicht. Diese Verpflichtung besteht unbefristet.

20.3. Jedes Mitglied hat seine Papierunterlagen an einem geschlossenen und

abgesicherten Ort aufzubewahren. Die Zugangsdaten zu einer elektronischen

Ablage oder zum elektronischen Postfach oder Sharepoint sind gesondert

und abgesichert aufzubewahren.



Anhang 1

Richtlinie

der

voestalpine AG

für den Umgang mit Interessenkonflikten im Aufsichtsrat

Ergänzung zur Geschäftsordnung

für den Aufsichtsrat

der

voestalpine AG



1. Einleitung

1.1 Regelungsgegenstand dieser Richtlinie ist der Umgang mit

Interessenkonflikten auf Ebene des Aufsichtsrats. Sie soll

Aufsichtsratsmitgliedern die erforderliche Orientierungshilfe und

Handlungsanleitung für die Ermittlung und den Umgang mit

Interessenkonflikten bieten, die ihrer Fähigkeit, objektive, unparteiische und

auf das beste Interesse der voestalpine AG ausgerichtete Entscheidungen zu

treffen, entgegenstehen können.

1.2 Jedes Aufsichtsratsmitglied muss in der Lage sein, unvoreingenommen zu

handeln, das heißt bei der Erfüllung seiner Funktion eine vernünftige, objektive

und unabhängige Beurteilung vorzunehmen und eine Entscheidung unter

Berücksichtigung aller relevanten Fakten zu treffen. Dies spiegelt sich

insbesondere in der Freiheit von bzw. im richtigen Umgang mit

Interessenkonflikten wider.

2. Mögliche Interessenkonflikte und Erkennungsmaßnahmen

Ein Interessenkonflikt liegt vor, wenn sich aus Sicht eines wohlinformierten,

verständigen und unvoreingenommenen Dritten das Risiko ergibt, ein

Mitglied des Aufsichtsrats könnte sich in seiner Tätigkeit aufgrund von

Sonderinteressen von sachfremden Erwägungen leiten lassen.

Als Interessenkonflikt im Sinne dieser Richtlinie gilt sowohl ein bereits

bestehender als auch ein potenzieller Interessenkonflikt.

2.1 Insbesondere in folgenden Fällen können Interessenkonflikte bestehen:

- Wirtschaftliche Interessen (zB das Halten von Aktien, Anleihen oder

sonstigen Finanzinstrumenten in einem Umfang, die keiner üblichen

Vermögensverwaltung entsprechen, sowie sonstige wirtschaftliche

Interessen an der voestalpine AG oder dieser nahestehenden

Unternehmen oder einer:einem Mitbewerber:in oder einer:einem

Vertragspartner:in)



- Aktuelle oder frühere Anstellungen im voestalpine-Konzern innerhalb der

letzten fünf Jahre (ausgenommen Arbeitnehmervertreter:innen gemäß

§ 110 ArbVG)

- Persönliche oder berufliche Beziehungen zu externen Beteiligten der

voestalpine AG oder dieser nahestehenden Unternehmen (zB

Berater:innen, Dienstleister:innen, Vertragspartner:innen)

- Persönliche oder berufliche Beziehungen zu Mitbewerber:innen der

voestalpine AG oder dieser nahestehenden Unternehmen.

2.2 Maßnahmen zum Erkennen und Hintanhalten von Interessenkonflikten sind

insbesondere:

- Tourliche Erhebung sämtlicher sonst gehaltenen Mandate in

börsenotierten Gesellschaften

- Jährliche IAS-24-Befragung sämtlicher Aufsichtsratsmitglieder im Rahmen

der Erstellung des Jahresabschlusses

- Überprüfung der Einhaltung der Gesetzesbestimmung zu

Organgeschäften (§ 95 Abs 5 Z 12 AktG)

- Überprüfung des Personalmanagements der voestalpine AG der aktuellen

oder früheren Anstellungen (innerhalb der letzten fünf Jahre) im

voestalpine-Konzern.

3. Zuständigkeit und Umgang mit Interessenkonflikten

3.1 Das Vorliegen eines Interessenkonfliktes, die geeigneten Maßnahmen im

Umgang mit diesem sowie die Auswirkungen auf die Unvoreingenommenheit

des jeweiligen Aufsichtsratsmitgliedes und damit die Wesentlichkeit des

Interessenkonfliktes, sind jeweils im Einzelfall zu überprüfen. Alle tatsächlichen

und potenziellen Interessenkonflikte sind innerhalb des Aufsichtsrates zu

kommunizieren, zu dokumentieren und ordnungsgemäß zu behandeln.

3.2 Geraten Aufsichtsratsmitglieder in Interessenkonflikte, haben sie diese

unverzüglich – jedenfalls rechtzeitig vor Behandlung des betroffenen



Gegenstands in einer Aufsichtsratssitzung – der:dem Vorsitzenden des

Aufsichtsrates offen zu legen. Gerät die:der Vorsitzende in Interessenkonflikte,

hat sie:er diese unverzüglich ihrer:ihrem bzw. seiner:seinem Stellvertreter:in

offen zu legen (siehe § 19 Abs 3 der Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat).

3.3 Der vorliegende Interessenkonflikt und die diesbezüglichen Angaben des

jeweiligen Aufsichtsratsmitgliedes sind von der:dem Aufsichtsratsvorsitzenden

bzw gegebenenfalls deren:dessen Stellvertreter:in kritisch zu würdigen sowie

auf Wesentlichkeit und Auswirkungen auf die Unvoreingenommenheit des

jeweiligen Aufsichtsratsmitgliedes zu prüfen. Weiters sind konkrete

Maßnahmenvorschläge für den Umgang mit dem betreffenden

Interessenkonflikt zu definieren (zB Stimmrechtsausschluss bei

Entscheidungen in Zusammenhang mit dem offengelegten Interessenkonflikt;

Verbot, an Aufsichtsratssitzungen, Beratungen oder Entscheidungsfindungen

in Zusammenhang mit dem offengelegten Interessenkonflikt teilzunehmen;

Ruhen des Aufsichtsratsmandats für die Dauer des Konflikts). Die Ergebnisse

der Würdigung sind zu dokumentieren und dem Präsidialausschuss (allenfalls

unter Ausschluss des vom Interessenkonflikt betroffenen Mitgliedes)

vorzulegen. Die Entscheidung des Präsidialausschusses zu den betreffenden

Interessenkonflikten einschließlich definierter Maßnahmen zum Umgang mit

konkreten, als wesentlich definierten Interessenkonflikten ist zu dokumentieren

und dem Gesamtaufsichtsrat zu kommunizieren.

3.4 Die vom Präsidialausschuss definierten und dem Aufsichtsrat kommunizierten

Maßnahmen sind vom betroffenen Aufsichtsratsmitglied entsprechend

einzuhalten. Dieses Verhalten ist auch im Protokoll festzuhalten bzw. bei

Aufsichtsratsbeschlüssen im Rundlaufverfahren entsprechend schriftlich zu

dokumentieren.



4. Inkrafttreten

Diese Richtlinie ist Anhang 1 zur Geschäftsordnung des Aufsichtsrates und

wurde in dieser Version vom Aufsichtsrat am 24. September 2025 genehmigt.



Anhang 2

Bestellung eines Vorstandsmitglieds der voestalpine AG

A) Anforderungsprofil

B) Besetzungsverfahren

C) Nachfolgeplanung

D) Bestellung, Vorstandsvergütung

A) Anforderungsprofil

Ziel des Anforderungsprofils für den Vorstand der voestalpine AG ist, eine

möglichst vielfältige, sich gegenseitig ergänzende Zusammensetzung eines

führungsstarken Vorstandes sicherzustellen. Der Vorstand soll in seiner

Gesamtheit über die zur ordnungsgemäßen Wahrnehmung seiner Aufgaben

erforderlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und Erfahrungen verfügen. Maßgeblich

für die Entscheidung über die Besetzung einer konkreten Vorstandsposition ist

stets das Unternehmenswohl unter Berücksichtigung aller Umstände des

Einzelfalls.

Dem Anforderungsprofil eines Vorstandsmitglieds ist jedenfalls zu hinterlegen:

• Keine rechtskräftige Verurteilung wegen eines Deliktes, das die berufliche

Zuverlässigkeit als Vorstand in Frage stellt.

• Keine rechtskräftige Verurteilung zu einer mehr als sechsmonatigen

Freiheitsstrafe wegen eines wirtschaftsnahen Delikts (Disqualifikation).

• Das Vorstandsmitglied ist zeitlich in der Lage, sein Mandat zu erfüllen, und

wird nicht durch (nicht unwesentliche) Nebentätigkeiten eingeschränkt,

insbesondere übt das Mitglied nicht mehr als vier Aufsichtsratsmandate

(Vorsitz zählt doppelt) in konzernexternen Aktiengesellschaften aus, wobei

Unternehmen, die in den Konzernabschluss einbezogen werden oder an

denen eine unternehmerische Beteiligung besteht, nicht als

konzernexterne Aktiengesellschaften gelten.



Zudem hat ein Anforderungsprofil für ein Vorstandsmitglied unter anderem die

nachfolgenden Aspekte zu umfassen, die nach Möglichkeit bei der Entscheidung

über die Besetzung einer konkreten Vorstandsposition zu berücksichtigen sind:

• Die Mitglieder des Vorstandes sollen über die für das jeweilige

Vorstandsmandat erforderliche Ausbildung und Managementerfahrung

verfügen.

• Die Mitglieder des Vorstandes sollen über unterschiedliche Ausbildungs-

und Berufshintergründe verfügen. Dem Vorstand haben Mitglieder mit

technischem Hintergrund anzugehören.

• Bei der Zusammensetzung des Vorstandes soll auf Internationalität

insbesondere im Sinne von internationalen Erfahrungen durch (möglichst

mehrjährige) Auslandsaufenthalte geachtet werden.

• Zudem soll auf Diversität im Hinblick auf Alter und Geschlecht geachtet

werden, wobei explizit kein Alter für ein Ausscheiden oder eine

Wiederbestellung eines Mitgliedes des Vorstandes festgelegt wird.

B) Besetzungsverfahren

Spätestens ein Jahr vor dem geplanten Ausscheiden eines Vorstandsmitglieds ist

ein Besetzungsverfahren durch den Präsidialausschuss (=

Nominierungsausschuss) des Aufsichtsrates einzuleiten.

Unter Berücksichtigung des Anforderungsprofiles (siehe A) erstellt der

Präsidialausschuss ein Sollprofil der konkreten Anforderungen und lädt

geeignete Kandidat:innen, wobei interne und externe Kandidat:innen in Betracht

zu ziehen sind, zu einem Hearing mit dem Präsidialausschuss ein. Auf Wunsch des

Präsidialausschusses nimmt die:der Vorsitzende des Vorstandes an Hearings teil

und kann auch Vorschläge für geeignete Kandidat:innen unterbreiten.

Grundsätzlich soll dem Präsidialausschuss eine Auswahl von mindestens zwei

Kandidat:innen zur Verfügung stehen, sofern nicht aufgrund der bestehenden

Nachfolgeplanung oder sonstiger Umstände ohnedies nur ein:e Kandidat:in von



allen Mitgliedern des Präsidialausschusses als die:der am besten geeignete

angesehen und zu einem Hearing eingeladen wird. Sofern von einem Mitglied

des Präsidialausschusses gewünscht, ist zumindest ein:e externe:r Kandidat:in

zum Hearing einzuladen. In Ermangelung geeigneter bekannter externer

Kandidat:innen wird der Präsidialausschuss in diesem Fall eine:n

Personalberater:in/Headhunter:in beiziehen. Zudem kann der Präsidialausschuss

generell für eine Entscheidungsvorbereitung und/oder Begleitung der Hearings

eine:n Personalberater:in/Headhunter:in zur Beratung beiziehen. An die

Empfehlung einer Personalberaterin/Headhunterin bzw. eines

Personalberaters/Headhunters ist der Präsidialausschuss nicht gebunden.

Auf Wunsch eines Mitglieds des Präsidialausschusses haben sich die:der

Kandidat:in / die Kandidat:innen einer Potentialanalyse von einer:einem

Personalberater:in/Headhunter:in zu unterziehen.

Der Präsidialausschuss wird dem Aufsichtsrat im Anschluss an die Hearings einen

Kandidat:innen-Vorschlag inkl. Begründung seiner Empfehlung zur

Beschlussfassung unterbreiten.

C) Nachfolgeplanung

Eine zeit- und zielgerechte Nachfolgeplanung ist wichtiger Bestandteil der

Führungsarbeit in den Gesellschaften und Divisionen des voestalpine Konzerns.

Eine Nachfolgeplanung hat zum Ziel, einen umfassenden Überblick über

Schlüsselpositionen und potentielle Nachfolgekandidat:innen zu haben und

durch kontinuierliches Monitoring sicherzustellen, dass vakant werdende

Schlüsselpositionen im voestalpine Konzern vorausschauend und kosteneffizient

besetzt werden, z.B. durch Erhöhung bzw. rechtzeitige Entwicklung des

Kompetenzprofils von potentiellen Kandidat:innen.

In einem systematischen und rollierenden Prozess werden Führungskräfte

regelmäßig hinsichtlich der Einschätzung ihrer Leistung und ihren zukünftigen

Entwicklungsmöglichkeiten und -schritten anhand eines jährlich zu führenden

strukturierten Mitarbeiter:innen-Gesprächs beurteilt.



Für Führungskräfte mit kurz- und mittelfristigem Potential für Vorstandspositionen

werden gezielte Qualifizierungsschritte festgelegt.

Die:der Vorsitzende des Vorstandes und der Präsidialausschuss werden sich über

ihr Zusammenwirken in der Nachfolgeplanung verständigen.

D) Bestellung, Vorstandsvergütung

Die Erstbestellung von Vorstandsmitgliedern erfolgt für mindestens drei Jahre.

Bei Abschluss von Vorstandsverträgen ist dafür zu sorgen, dass die

Gesamtbezüge der Vorstandsmitglieder (Gehälter, Gewinnbeteiligungen,

Aufwandsentschädigungen, Versicherungsentgelte, Provisionen,

anreizorientierte Vergütungszusagen und Nebenleistungen jeder Art) in einem

angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des einzelnen

Vorstandsmitglieds, zur Lage der Gesellschaft und zu der üblichen Vergütung

stehen und langfristige Verhaltensanreize zur nachhaltigen

Unternehmensentwicklung setzen. Dies gilt sinngemäß für Ruhegehälter,

Hinterbliebenenbezüge und Leistungen verwandter Art.

Bei Abschluss von Vorstandsverträgen wird gemäß Regel 27 des ÖCGK auf die

Einhaltung folgender Grundsätze geachtet: Die Vergütung enthält fixe und

variable Bestandteile. Die variablen Vergütungsteile knüpfen insbesondere an

nachhaltige, langfristige und mehrjährige Leistungskriterien an, beziehen auch

nicht-finanzielle Kriterien, einschließlich ökologischer, sozialer oder Governance-

Kriterien mit ein und dürfen nicht zum Eingehen unangemessener Risiken

verleiten. Für variable Vergütungskomponenten sind messbare Leistungskriterien

sowie betragliche oder als Prozentsätze der fixen Vergütungsteile bestimmte

Höchstgrenzen im Voraus festzulegen. Es ist vorzusehen, dass die Gesellschaft

variable Vergütungskomponenten zurückfordern kann, wenn sich herausstellt,

dass diese auf der Grundlage von offenkundig falschen Daten ausgezahlt

wurden.

Weiters sind bei Abschluss von Vorstandsverträgen auch die Grundsätze der

Regeln 27a und 28 des ÖCGK zu beachten.


